Bremische Bauvorlagenverordnung
(BremBauVorlV)

Vom 1. September 2022 (BremGBI. Nr.120 / 2022, S. 753, zuletzt geandert durch
Gesetz vom 24. Oktober 2024 (Brem.GBI. Nr. 106 / 2024, S.792)

Aufgrund des § 84 Absatz 3 in Verbindung mit § 57 Absatz 1 Nummer 1 der
Bremischen Landesbauordnung vom 18. Oktober 2022 (Brem.GBI. S. 603 —
2130-d-1a),
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Teil 1
Allgemeines

§1
Begriff

(1) Bauvorlagen sind die einzureichenden Unterlagen, die flr die Beurteilung des
Bauvorhabens in bauaufsichtlichen Verfahren und die Bearbeitung des Bauantrags
(§ 68 Absatz 2 Satz 1 Bremische Landesbauordnung), fur die Anzeige der beabsich-
tigten Beseitigung (§ 61 Absatz 3 Satz 2 Bremische Landesbauordnung) oder fur die
Genehmigungsfreistellung (§ 62 Absatz 3 Satz 1 Bremische Landesbauordnung)
erforderlich sind. Bautechnische Nachweise gelten auch dann als Bauvorlagen, wenn
sie der Bauaufsichtsbehoérde nicht vorzulegen sind.

§2
Einreichung von Antragen, Anzeigen und Bauvorlagen

(1) Der Antrag oder die Anzeige mit den zugehorigen Bauvorlagen sind einschlief3-
lich der Bauzeichnungen und sonstigen Bauvorlagen elektronisch in Textform Gber
ein Online-Portal bei der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehorde einzureichen.
Die Bauaufsichtsbehdrde kann Vorgaben zur elektronischen Einreichung und zur
|dentifizierung der Antragstellerin oder des Antragstellers machen. Die Bauaufsichts-
behdrde kann die Verwendung einheitlicher Vordrucke und die Einreichung der Bau-
vorlagen in einer bestimmten Ordnung verlangen. Die zustandigen unteren Bauauf-
sichtsbehorden geben im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen den Zeitpunkt
bekannt, ab wann und fur welche Verfahren eine elektronische Einreichung nach
Satz 1 bis 3 wahlweise mdglich ist oder verpflichtend erfolgen muss. Bis dahin ist
jeweils entsprechend Absatz 7 Satz 1 die Einreichung der Unterlagen in Papierform
weiterhin zulassig.

(2) Hat die oberste Bauaufsichtsbehorde Formulare verdffentlicht, sind diese bei
der Ubermittlung in Papierform zu verwenden sowie die dortigen Angaben als not-
wendige Daten im Rahmen der elektronischen Ubermittlung zu berucksichtigen.

(3) Jeder Antrag, jede Anzeige und jede Bauvorlage muss als Einzeldatei erstellt
und abgespeichert und in einem archivfahigen Portable Document Format
(PDF/-A-2a nach ISO 19005-2) Ubermittelt werden. Bei Dateien mit nicht digitalem
Ursprung muss eine automatisierte Text- und Zeichenerkennung durchgefuhrt
worden sein. Dateianlagen innerhalb der PDF-Dateien sind unzulassig. Die gewahl-
ten Dateinamen mussen je einzelne Datei die Angaben zum Dateiinhalt und das
Erstellungsdatum im Format Jahr, Monat, Tag (jjjjmmtt) enthalten;zwebeidasBatum
- Pateinamen-veranzustellenist. Die Bauaufsichtsbehorde kann die Dateigrofen
und die Lange des Dateinamens aus technischen Griinden beschranken.

(4) Sofern die Bauaufsichtsbehorde im Ausnahmefall eine von Absatz 1 Satz 1
abweichende elektronische Ubermittlung fiir zulassig erklart, sind die Bauvorlagen
mit Bezeichnung des Bauvorhabens entsprechend Absatz 1 Satz 3 ohne weitere
Unterordner einzureichen. Werden Datentrager zugelassen, dirfen die einzelnen
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Dateien sowie der Datentrager keine Sicherheitseinstellungen und keinen Schreib-
schutz enthalten.

(5) Die Bauaufsichtsbehorde kann andere Dateistrukturen, Bezeichnungen der
Dateien, Strukturierungen der Antragsunterlagen, Dateigrofen und Dateitypen zur
Ubermittlung der Daten zulassen.

(6) Die Bauaufsichtsbehorde kann erganzend Papierexemplare der Bauvorlagen
nachfordern, wenn dies fur die Beurteilung des Bauvorhabens im Einzelfall erforder-
lich ist. Papierexemplare mussen

1. dem Format DIN A 4 entsprechen oder auf diese GroRe gefaltet sein,

2. aus alterungsbestandigem Papier oder gleichwertigem Material lichtbestandig
hergestellt sein und

3. von der Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser unterschrieben sein.

(7) Abweichend von Absatz 1 soll die zustandige untere Bauaufsichtsbehoérde die
Einreichung des Antrages in Papierform zulassen, wenn

1. die Einreichung in elektronischer Form flr die Bauherrin oder den Bauherrn
unzumutbar ist oder

2. seitens der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehorde die verfahrenstech-
nischen Voraussetzungen noch nicht in dem erforderlichen Umfang vorliegen.

Bei Einreichung in Papierform sind die Bauvorlagen zweifach einzureichen. Abwei-
chend von Satz 2 sind die Bauvorlagen nach § 62 Absatz 3 Satz 1 der Bremischen
Landesbauordnung einfach einzureichen. Ist die Prifung bautechnischer Nachweise
durch eine Prufingenieurin oder einen Prufingenieur erforderlich, ist jeweils eine
Mehrfertigung der Ubrigen Bauvorlagen einzureichen. Die Absatze 2, 6, 8 und 9
gelten entsprechend.

(8) Die Bauaufsichtsbehorde darf ein Modell oder weitere Unterlagen verlangen,
wenn dies zur Beurteilung des Bauvorhabens erforderlich ist.

(9) Die Bauaufsichtsbehorde soll auf Bauvorlagen verzichten, wenn diese zur
Beurteilung des Bauvorhabens nicht erforderlich sind.

(10) Die Anzeigen, Genehmigungen, Zulassungen, Bestatigungen, Bescheini-
gungen und die dazugehorigen Bauvorlagen mussen wahrend der Durchfuhrung der
Baumalinahme an der Baustelle als elektronisches Dokument mit der qualifizierten
Signatur oder mit einem qualifizierten elektronischen Siegel der Bauaufsichtsbehorde
oder in Papierform vorgelegt werden kdnnen.
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Teil 2
Vorzulegende Bauvorlagen

§3

Bauliche Anlagen

(1) Vorzulegen sind:

1.

o ~ w b

10.

der Lageplan (§ 7),

ein Auszug aus dem Bebauungsplan einschlieBlich Legende,
die Bauzeichnungen (§ 8),

die Bau- und Betriebsbeschreibung mit Berechnungen (§ 9),

der Nachweis der Standsicherheit (§ 10); soweit er nicht bauaufsichtlich
gepruft wird, mit der Erklarung der Tragwerksplanerin oder des Tragwerks-
planers nach MalRgabe des Kriterienkataloges der Anlage 2; die Vorlage der
Tragwerksplanererklarung ist fir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2
nicht erforderlich,

der Nachweis des Brandschutzes (§ 11), soweit er nicht bereits in den Ubrigen
Bauvorlagen enthalten ist,

die erforderlichen Angaben Uber die gesicherte Erschliel3ung hinsichtlich der
Versorgung mit Wasser und Energie sowie der Entsorgung von Abwasser und
der verkehrsmaldigen Erschliellung, soweit das Bauvorhaben nicht an eine
offentliche Wasser- oder Energieversorgung oder eine offentliche Abwasser-
entsorgungsanlage angeschlossen werden kann oder nicht in ausreichender
Breite an einer offentlichen Verkehrsflache liegt,

die Antrage auf Zulassung von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen
(§ 67 Absatz 2 Bremische Landesbauordnung) mit den zur Beurteilung erfor-
derlichen Angaben,

Angaben Uber die Beantragung der fur das Vorhaben nach anderen offentlich-
rechtlichen Vorschriften erforderlichen Zulassungsentscheidungen,

eine Baumbestandserklarung mit allen nach der Baumschutzverordnung
erforderlichen Angaben, die mit Einreichung des Bauantrages von der Bau-
herrin oder dem Bauherrn auch direkt an die untere Naturschutzbehorde zu
ubermitteln ist.

Bei Vorhaben der Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 1 der Bremischen
Landesbauordnung sind die Bautechnischen Nachweise nach Nummer 5 und 6 bau-
aufsichtlich gepruft vorzulegen, sofern dies nach § 66 der Bremischen Landesbau-
ordnung erforderlich ist.

(2) Im Lageplan und in jeder Bauzeichnung muss neben der numerischen Angabe
des Malistabes zur Kalibrierung auch eine grafische Malistabsleiste enthalten sein,
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sofern nicht vorhandene Malketten eine Kalibrierung ermoglichen. Die Mal3ketten
nach Satz 1 sind mit den gemessenen Strecken der Gelandeoberflachen im Mittel zu
beschriften.

(3) Die Bauvorlagen mussen eine Angabe uber die Entwurfsverfasserin oder den
Entwurfsverfasser enthalten.

§4

Werbeanlagen

(1) Vorzulegende Bauvorlagen bei Werbeanlagen sind:

1.

o ~ w b

ein aktueller Auszug aus der Liegenschaftskarte mit Einzeichnung des Stand-
ortes,

ein Auszug aus dem Bebauungsplan einschlieBlich Legende,
eine Zeichnung (Absatz 2) und eine Beschreibung (Absatz 3),
ein farbiges Lichtbild oder eine farbige Lichtbildmontage,

der Nachweis der Standsicherheit (§ 10); soweit er nicht bauaufsichtlich
gepruft wird, mit der Erklarung der Tragwerksplanerin oder des Tragwerks-
planers nach Maligabe des Kriterienkataloges der Anlage 2,

die Angabe der Herstellungs- und Anbringungskosten,

eine Baumbestandserklarung mit allen nach der Baumschutzverordnung
erforderlichen Angaben, die mit Einreichung des Bauantrages von der Bau-
herrin oder dem Bauherrn auch direkt an die untere Naturschutzbehorde zu
ubermitteln ist.

(2) Die Zeichnung muss die Darstellung der Werbeanlage und ihre Male, auch
bezogen auf den Standort und auf Anlagen, an denen die Werbeanlage angebracht
oder in deren Nahe sie aufgestellt werden soll, sowie Angaben Uber die Farbgestal-
tung enthalten.

(3) In der Beschreibung sind die Art und die Beschaffenheit der Werbeanlage,
sowie, soweit erforderlich, die Abstande zu 6ffentlichen Verkehrsflachen anzugeben.

§5

Vorbescheid,
Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen

Vorzulegen sind diejenigen Bauvorlagen, die zur Beurteilung

1.

der durch den Vorbescheid nach § 75 der Bremischen Landesbauordnung zu
entscheidenden Fragen des Bauvorhabens, oder



Bremische Bauvorlagenverordnung vom 1. September 2022 in der Anderungsfassung
vom 24. Oktober 2024

2.

der Antrage auf Zulassung von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen

7

nach § 67 Absatz 2 Satz 2 der Bremischen Landesbauordnung bei verfahrens-

freien Vorhaben und fur die Genehmigungsfreistellung

erforderlich sind.

§6

Beseitigung von Anlagen

Vorzulegende Bauvorlagen fir die Beseitigung von Anlagen sind:

1.

10.

11.

ein aktueller Auszug aus der Liegenschaftskarte, der die Lage der zu beseiti-
genden Anlagen unter Bezeichnung des Grundstlicks nach Liegenschafts-
kataster sowie nach Stral3e und Hausnummer darstellt,

in den Fallen des § 61 Absatz 3 Satz 4 der Bremischen Landesbauordnung
eine Bestatigung der Standsicherheit durch die Tragwerksplanerin oder des
Tragwerksplaners,

in den Fallen des § 61 Absatz 3 Satz 6 der Bremischen Landesbauordnung
der Prifbericht der Prufingenieurin oder des Prufingenieurs,

ein Lichtbild der Ansicht der baulichen Anlage,

Name und Anschrift des Beseitigungsunternehmers,

eine Beschreibung des Beseitigungsverfahrens mit Angaben uber den Gerate-

einsatz und SchutzmalRnahmen,

Angaben Uber schadstoffhaltige Verunreinigungen des Abbruchmaterials
sowie dessen Entsorgung,

eine Baumbestandserklarung mit allen nach der Baumschutzverordnung
erforderlichen Angaben, die mit Einreichung der Beseitigungsanzeige von der
Bauherrin oder dem Bauherrn auch direkt an die untere Naturschutzbehorde
zu Ubermitteln ist,

Angaben Uber andere Bestandteile von Natur und Landschaft nach §§ 23

bis 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, ,Natura 2000“-Gebiete nach § 32 des

Bundesnaturschutzgesetzes sowie Lebensstatten besonders geschutzter
Arten gemal § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutzgesetzes und
streng geschutzter Arten gemaR § 7 Absatz 2 Nummer 14 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie Wald im Sinne des Bremischen Waldgesetzes,

Angaben Uber die Beantragung der fur die Beseitigung der Anlage nach
anderen Offentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen,
insbesondere nach denkmalschutzrechtlichen Vorschriften,

Angaben Uber die Beseitigungskosten.
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Sofern durch die Baustelle 6ffentliche Verkehrsflachen des Vorbehaltsnetzes ent-
sprechend der aufgefluhrten Stralenliste gemal der Anlage zu § 1 Absatz 4 der
Verordnung uber die Zustandigkeiten nach der StralRenverkehrs-Ordnung betroffen
sind, ist fruhzeitig, spatestens jedoch sechs Wochen vor Baubeginn in Verbindung
mit dem Antrag auf Erteilung der erforderlichen Sondernutzungserlaubnis nach § 18
des Bremischen Landesstrallengesetzes die Baubeginnanzeige sowie ein Bau-
stelleneinrichtungs- und -ablaufplan bei der zustandigen Verkehrsbehdrde einzu-
reichen.

Teil 3
Inhalt der Bauvorlagen

§7
Lageplan

(1) Der Lageplan ist auf der Grundlage des Liegenschaftskatasters durch das
Landesamt Geolnformation Bremen, das Vermessungs- und Katasteramt Bremer-
haven oder im Land Bremen zugelassene Offentlich bestellten Vermessungsinge-
nieurinnen und Offentlich bestellten Vermessungsingenieure mit den Angaben nach
Absatz 3 zu erstellen (qualifizierter Lageplan) und durch die Angaben der Entwurfs-
verfasserin oder des Entwurfsverfassers nach Absatz 4 zu erganzen. Ein kleinerer
Malstab als 1:500 ist zulassig, wenn er mit dem Mal3stab der amtlichen Liegen-
schaftskarte ubereinstimmt. Ein grof3erer Mal3stab ist zu wahlen, wenn es fur die
Beurteilung des Vorhabens erforderlich ist. Der Lageplan muss das Baugrundstick
und mindestens die unmittelbar angrenzenden sowie die strallenseitig gegenuber-
liegenden Grundstlcke (Nachbargrundstlicke) in einer flr die Beurteilung des Vor-
habens erforderlichen Tiefe darstellen. Ist der Grenzverlauf des Baugrundstucks
ortlich nicht erkennbar oder weicht dieser erheblich vom Katasternachweis ab, ist der
Verlauf der rechtmalligen Grenzen des Baugrundstiicks durch eine amtliche Grenz-
feststellung nachzuweisen, wenn eine Grenzuberbauung oder die Nichteinhaltung
erforderlicher Abstande gegenuber Grundstiicksgrenzen zu beflrchten ist. Der Lage-
plan ist mit dem Namen der Bauherrin oder des Bauherrn, der Bezeichnung des
Bauvorhabens und dem Datum des dazugehdrigen Bauantrags oder der Unterlagen
nach § 62 Absatz 3 Satz 1 der Bremischen Landesbauordnung zu beschriften.

(2) Der Lageplan kann vollstandig durch die Entwurfsverfasserin oder den Ent-
wurfsverfasser auf einem beglaubigten Auszug aus der Liegenschaftskarte mit den
Angaben nach Absatz 3 und 4 fur

1. die Errichtung und Anderung von Wohngebauden der Gebaudeklassen 1
und 2,

2. Nutzungsanderungen ohne Anderungen der Gebdudeabmessungen oder
3. Vorhaben von untergeordneter Bedeutung

erstellt werden (einfacher Lageplan). Die Bauaufsichtsbehérde kann auch bei
Vorhaben nach Satz 1 einen qualifizierten Lageplan verlangen, wenn dies die
besonderen Grundstiicks-, Gebaude- oder Grenzverhaltnisse erfordern.



Bremische Bauvorlagenverordnung vom 1. September 2022 in der Anderungsfassung
vom 24. Oktober 2024 9

(3) Der qualifizierte Lageplan muss folgende Angaben enthalten:

1.
2.

10.

den Maldstab und die Nordrichtung,

die im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Bezeichnungen der Flursticke
des Baugrundsticks und der benachbarten Grundsticke mit den jeweiligen
Grenzen und Flachengréfen, die Angaben zu einem nahegelegenen geeig-
neten Hohenpunkt und die darauf bezogene Hohenlage der Eckpunkte des
Baugrundstticks,

die im Grundbuch gefuhrte Bezeichnung des Baugrundstucks und der benach-
barten Grundstiicke mit den jeweiligen Eigentimerangaben,

die vorhandenen baulichen Anlagen auf dem Baugrundstiuck und den benach-
barten Grundstiicken mit Angabe ihrer Nutzung, First- und Aullenwandhdhen
und der Dachform,

Bau- und Kulturdenkmale auf dem Baugrundstick und auf den Nachbargrund-
stlcken,

die angrenzenden o6ffentlichen Verkehrsflachen mit Angabe der Breite, der
StralRenklasse und der Hohenlage mit Bezug auf den in Nummer 2 bezeich-
neten Héhenpunkt,

die Festsetzungen eines Bebauungsplans fur das Baugrundstiuck tber Art und
Malf3 der baulichen Nutzung sowie die Baulinien, Baugrenzen und die Bau-
weise,

die Flachen des Baugrundstlcks, die innerhalb des Geltungsbereichs einer
Veranderungssperre (§ 14 Baugesetzbuch), eines formlich festgelegten Sanie-
rungsgebietes (§ 142 Baugesetzbuch), eines formlich festgelegten Entwick-
lungsbereiches (§ 165 Baugesetzbuch) sowie einer Erhaltungssatzung (§ 172
Baugesetzbuch) liegen,

den nach der Baumschutzverordnung geschutzten Baumbestand auf dem
Baugrundstiick und auf den Nachbargrundsticken in einem Grenzabstand von
bis zu 5 Metern mit Angaben zur Baumart und Stammumfang in Verbindung
mit der Baumbestandserklarung nach § 3 Absatz 1 Nummer 10,

Angaben Uber andere Bestandteile von Natur und Landschaft nach §§ 23

bis 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, ,Natura 2000“-Gebiete nach § 32 des
Bundesnaturschutzgesetzes sowie Lebensstatten besonders geschutzter
Arten gemal § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutzgesetzes und
streng geschutzter Arten gemaR § 7 Absatz 2 Nummer 14 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie Wald im Sinne des Bremischen Waldgesetzes.

(4) Auf dem Lageplan nach den Absatzen 2 oder 3 hat die Entwurfsverfasserin
oder der Entwurfsverfasser zusatzlich folgende Angaben einzutragen:

1.

Leitungen, die der offentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitat,
Warme, der offentlichen Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation
und Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen sowie deren
Abstande zu der geplanten baulichen Anlage,
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2. Hydranten und andere Wasserentnahmestellen fur die Feuerwehr,
3. Flachen, die von Baulasten und 6ffentlichen Grundlasten betroffen sind,

4. die geplante bauliche Anlage unter Angabe der Aulenmalde, der Dachform
und der Zahl der Vollgeschosse,

5. die Hohenlage der Eckpunkte der geplanten baulichen Anlage sowie die
Hohenlage der rohbaufertigen FuRbodenoberkante des Erdgeschossful3-
bodens zur Strallenhdhe und zur Gelandeoberflache mit Bezug auf den in
Absatz 3 Nummer 2 bezeichneten Hohenpunkt,

6. die Aufteilung der nicht Gberbauten Flachen unter Angabe der Lage und Breite
der Zu- und Abfahrten, der Anzahl, Lage und GrolRe der Kinderspielplatze, der
Stellplatze und der Flachen fur die Feuerwehr,

7. die Abstande der geplanten baulichen Anlage zu den Nachbargrenzen und zu
den auf dem Baugrundstick und den benachbarten Grundsticken befindlichen
baulichen Anlagen unter Angabe der Art der vorhandenen Aulienwande und
Bedachungen sowie die Abstandsflachen mit dem Malk H je Auldenwand,

8. die nach offentlich-rechtlichen Vorschriften einzuhaltenden Mindestabstande
der geplanten baulichen Anlage, insbesondere zu benachbarten 6ffentlichen
Verkehrsflachen, Gewassern, Deichen, Dammen und Gleisanlagen,

9. die das Baugrundstlck betreffenden Festsetzungen eines Bebauungsplanes
oder einer anderen Satzung uber Maf3nahmen zur Minderung, zum Ausgleich
und zum Ersatz von Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft,

10. die gemal} § 8 Absatz 2 des Bremischen Ausfuhrungsgesetzes zum Bundes-
naturschutzgesetz durch die Naturschutzbehoérde beurteilten Angaben von
Eingriffsvorhaben nach § 17 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes.

(5) Der Inhalt des Lageplans nach Absatz 3 und 4 ist auf besonderen Dokumenten
in geeignetem Malistab darzustellen, wenn der Lageplan sonst unubersichtlich
warde.

_ (6) Im Lageplan sind die Zeichen und Farben der Anlage 1 zu verwenden; im
Ubrigen ist die Planzeichenverordnung 1990 vom 18. Dezember 1990 (BGBI. | S. 58)
entsprechend anzuwenden. Sonstige Darstellungen sind zu erlautern.

(7) Bei Anderungen baulicher Anlagen, bei denen AufRenwénde und Décher sowie
die Nutzung nicht verandert werden, ist der Lageplan nicht erforderlich.

§8
Bauzeichnungen

(1) Fur die Bauzeichnungen ist ein MaRstab von mindestens 1:100 zu verwenden.
Ein groRerer Maldstab ist zu wahlen, wenn er zur Darstellung der erforderlichen Ein-
tragung notwendig ist; ein kleinerer Malstab kann gewahlt werden, wenn er daftr
ausreicht.
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(2) In den Bauzeichnungen sind darzustellen:

1. die Grundrisse aller Geschosse mit Angabe der vorgesehenen Nutzung der
Raume und mit Einzeichnung der

a) Treppen,

b) lichten Offnungsmale der Tiiren sowie deren Art und Anordnung an und in
Rettungswegen,

c) Abgasanlagen und Leitungen zur Abfuhrung von Verbrennungsgasen,

d) Raume fur die Aufstellung von Feuerstatten, Verbrennungsmotoren und
Blockheizkraftwerken unter Angabe der Nennleistung sowie der Raume flr
die Brennstofflagerung unter Angabe der vorgesehenen Art und Menge
des Brennstoffes,

e) Aufzugsschachte, Aufzuge und der nutzbaren Grundflachen der Fahrkorbe
von Personenaufziigen zum Nachweis der Erfullung der Verpflichtung nach
§ 39 Absatz 4 Satz 3 der Bremischen Landesbauordnung,

f) Installationsschachte, -kanale und Liftungsleitungen, soweit sie raumab-
schlieRende Bauteile durchdringen,

g) Raume fur die Aufstellung von Luftungsanlagen,

h) fur die Erfullung der Barrierefreiheit mal3geblichen Angaben, insbesondere
notwendige Bewegungsflachen, soweit diese nicht bereits in den Ubrigen
Angaben nach § 8 enthalten sind;

2. die Schnitte, aus denen folgende Punkte ersichtlich sind:

a) die Grundung der geplanten baulichen Anlage und, soweit erforderlich, die
Grindungen anderer baulicher Anlagen,

b) der Anschnitt der vorhandenen und der geplanten Gelandeoberflache,

c) die Héhenlage des rohbaufertigen Erdgeschossfullbodens zur Stra3en-
héhe und zur Gelandeoberflache mit Bezug auf den gemal} § 7 Absatz 3
Nummer 2 bezeichneten Hohenpunkt,

d) die Hohe der FuRbodenoberkante des hochstgelegenen Geschosses, in
dem ein Aufenthaltsraum madglich ist, Uber der geplanten Gelandeober-
flache,

e) die lichten Raumhodhen,

f) der Verlauf der Treppen und Rampen mit ihrem Steigungsverhaltnis und
Angaben zur Transportmdglichkeit von Personen in einer Krankentrage,

g) die Wandhohe im Sinne des § 6 Absatz 4 Satz 2 der Bremischen Landes-
bauordnung,

h) die Dachhohen und Dachneigungen und — sofern erforderlich - Angaben
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aa) zur Dachbegrinung von Flachdachflachen mit Erlauterungen zur
Pflanzenauswahl, Substrataufbau sowie Be- und
Entwasserungseinrichtungen,

bb) zu Solaranlagen auf Dachflachen mit Angaben zu Abstandsflachen
nach § 32 Absatz 5 der Bremischen Landesbauordnung,

i) die Hohe von 2,30 m in den beiden obersten Geschossen (§ 2 Absatz 6
Satz 2 Bremische Landesbauordnung);

3. die Ansichten der geplanten baulichen Anlage mit dem Anschluss an Nachbar-
gebaude unter Angabe von Baustoffen und Farben, der vorhandenen und
geplanten Gelandeoberflache sowie des Strallengefalles.

(3) In den Bauzeichnungen sind anzugeben:

1. der Mal3stab und die Male,

2. die wesentlichen Bauprodukte und Bauarten,

3. die Rohbaumale der Fensteroffnungen in Aufenthaltsraumen,

4. bei Anderung baulicher Anlagen die zu beseitigenden und die geplanten
Bauteile.

(4) In den Bauzeichnungen sind die Zeichen und Farben der Anlage 1 zu ver-
wenden.

§9
Bau- und Betriebsbeschreibung, Berechnungen

(1) In der Baubeschreibung sind das Vorhaben und seine Nutzung zu erlautern,
soweit dies zur Beurteilung erforderlich ist und die notwendigen Angaben nicht im
Lageplan und den Bauzeichnungen enthalten sind. Die Gebaudeklasse und die Hohe
im Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 2 der Bremischen Landesbauordnung sind anzu-
geben.

(2) Bei Vorhaben auf altlastenverdachtigen Flachen sind Art und Umfang der Ver-
unreinigung nach dem jeweiligen Kenntnisstand zu erlautern und Angaben zu der
Beteiligung der fur den Bodenschutz zustandigen Stelle erforderlich (§ 13 Absatz 2
Nummer 1 Bremische Landesbauordnung). Die Ausflihrung des Bauvorhabens sowie
die beabsichtigte Nutzung ist unter Berlcksichtigung der zu erwartenden Verunreini-
gung zu beschreiben.

(3) Entsprechend § 13 Absatz 2 Nummer 2 der Bremischen Landesbauordnung
sind mit den Bauvorlagen Angaben zu machen

1. Uber die Erfullung der Sondierungspflicht nach § 5 des Gesetzes zur Ver-
hiatung von Schaden durch Kampfmittel,
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2. ob es sich um die Errichtung, Anderung oder Nutzungsénderung einer schutz-

bedurftigen Nutzung nach § 70 Absatz 3 Satz 2 der Bremischen Landesbau-
ordnung handelt, die innerhalb eines von der Immissionsschutzbehérde im
Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgemachten Achtungsab-
standes oder angemessenen Sicherheitsabstandes im Sinne des § 3
Absatz 5a des Bundesimmissionsschutzgesetzes liegt. Sofern dies bestatigt
wird, sind erganzende Angaben fir die Beurteilung der Genehmigungsfahig-
keit erforderlich.

(4) Bei gewerblich genutzten Anlagen sind in einer Betriebsbeschreibung folgende
Angaben erforderlich:

1.

allgemeine Angaben zur Betriebsart, zum Warenangebot, betriebsbedingten
Einrichtungen (auch Sanitar- und Sozialrdume), technische Arbeitsmittel,
Anlagen, Arbeits- und Produktionsablaufe, Anzahl der voraussichtlich Beschaf-
tigten, Betriebszeiten sowie die sich daraus ergebenden Arbeits- und Gesund-
heitsschutzmallnahmen,

die Art und Menge der beim Betrieb eingesetzten, verarbeiteten, produzierten,
gelagerten oder anfallenden Stoffe, Abfalle und Abwasser,

eine Beschreibung der entstehenden Immissionen auf die Beschaftigten oder
die Nachbarschaft, einschlieRlich Verkehrsauswirkungen, nach Art und Aus-
maf sowie die MalRnahmen zu deren Verhinderung oder Beschrankung,

bauliche Anlagen, -teile oder Aggregate von mit der baulichen Anlage fest
installierten Einrichtungen, die bei einer Reinigung, Wartung oder Instand-
setzung zu Absturzgefahrdungen fihren kdnnen sowie die sich daraus
ergebenden Arbeits- und GesundheitsschutzmalRnahmen.

Die Betriebsbeschreibung nach Satz 1 ist mit Einreichung des Bauantrages von der
Bauherrin oder dem Bauherrn auch direkt an die fur den Arbeits- und Immissions-
schutz zustandige Stelle zu Ubermitteln.

(5) Fur vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem Baugrundstuck ist,
soweit erforderlich, eine priuffahige Berechnung aufzustellen Uber:

1.

das zulassige, das vorhandene und das geplante Mal} der baulichen Nutzung
bei Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes mit ent-
sprechenden Festsetzungen,

die erforderliche und die vorhandene und geplante Flache fur Kinderspiel-
platze,

die Erfullung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs

b) den Stellplatznormbedarf und die geplante Erfillung des ermittelten Mobili-
tatsbedarfs sowie die vorhandene und geplante Anzahl von Stellplatzen
fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatzen; der Mobilitatsnachweis kann
auch erganzend in Form eines objektbezogenen Mobilitatskonzeptes dar-
gestellt werden,
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c) Angaben zur Ausstattung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge mit Lade-
infrastruktur fur Elektromobilitat,

4. die erforderlichen und die vorhandenen und geplanten Abstandsflachen,
5. die Bauwerte und die Baukosten sowie deren Ermittlung.

(6) Bei Verkaufsstatten nach § 2 Absatz 4 Nummer 4 der Bremischen Landes-
bauordnung mit einer Grundflache von insgesamt mehr als 800 m? sind in der
Betriebsbeschreibung folgende erganzende Angaben erforderlich:

1. geplante Geschoss- und Verkaufsflache, bei Anderungen im Bestand auch
Angaben zur genehmigten und vorhandenen Geschoss- und Verkaufsflache,

2. zum Kernsortiment und zur Sortimentsaufteilung, bei Anderungen im Bestand
auch Angaben zur genehmigten und vorhandenen Sortimentsaufteilung,

3. zum voraussichtlichen Einzugsbereich des Vorhabens.

(7) Bei Wohnungsbauvorhaben mit mehr als 50 Wohneinheiten ist flr die nicht
Uberbauten Grundstucksflachen nach § 8 Absatz 1 und 2 der Bremischen Landes-
bauordnung flr das Baugrundstlick ein Freiflachengestaltungsplan einzureichen, der
je nach Erforderlichkeit insbesondere Angaben enthalt Gber

1. Malnahmen zur Minimierung der Bodenversiegelung und Verbesserung der
Niederschlagsretention insbesondere durch flachige und dauerhafte Begru-
nung oder Veranderungen der Gelandeoberflachen,

2. den vorhandenen zu erhaltenden Gehdlz- sowie geschutzten Baumbestand im
Umgriff auch auf das Nachbargrundstlck bis zu 5 Metern Grenzabstand,

3. notwendige Ersatzpflanzungen nach der Baumschutzverordnung sowie not-
wendige MalRnahmen des Artenschutzes nach § 44 des Bundesnaturschutz-
gesetzes,

4. verwendete Baum- und Gehdlzarten sowie die sonstige Begrinung von nicht
uberbauten Grundstucksflachen und Gebaudeteilen,

5. die Art und die Bauweise von Einfriedungen bzw. die Artenzusammensetzung
von Hecken,

6. nach vorheriger Abstimmung mit der flr die Spielférderung von Kindern
zustandigen Stelle die geplante Ausgestaltung von Kinderspielflachen nach
§ 8 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung.

Die Verpflichtung nach Satz 1 gilt auch, sofern die Anzahl der Wohneinheiten durch
mehrere, zusammenhangende Bauantrage erreicht wird. Die Bauaufsichtsbehdrde
kann auch bei anderen Vorhaben einen Freiflachengestaltungsplan nach Satz 1
verlangen, wenn dies vorhabenbezogen und aus stadtebaulichen Grinden gerecht-
fertigt ist. Sie kann nach Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehorde auf die
Erstellung eines Freiflachengestaltungsplanes verzichten, wenn die Anforderungen
nach Satz 1 bereits durch Instrumente der Bauleitplanung nach dem Baugesetzbuch
in ausreichendem Malde bericksichtigt worden sind.
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(8) Sofern durch die Baustelle offentliche Verkehrsflachen des Vorbehaltsnetzes
entsprechend der aufgefuhrten Stral3enliste gemal} der Anlage zu § 1 Absatz 4 der
Verordnung uber die Zustandigkeiten nach der StralRenverkehrs-Ordnung betroffen
sind, ist fruhzeitig, spatestens jedoch sechs Wochen vor Baubeginn in Verbindung
mit dem Antrag auf Erteilung der erforderlichen Sondernutzungserlaubnis nach § 18
des Bremischen Landesstrallengesetzes die Baubeginnanzeige sowie ein Bau-
stelleneinrichtungs- und -ablaufplan bei der zustandigen Verkehrsbehorde einzu-
reichen.

§10
Standsicherheitsnachweis

(1) Far den Nachweis der Standsicherheit tragender Bauteile einschlielich ihrer
Feuerwiderstandsfahigkeit nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 sind eine Darstellung des
gesamten statischen Systems sowie die erforderlichen Berechnungen, Konstruk-
tionszeichnungen und eine Konstruktionsbeschreibung vorzulegen.

(2) Die statischen Berechnungen mussen die Standsicherheit der baulichen
Anlagen und ihrer Teile nachweisen. Die Beschaffenheit des Baugrundes und seine
Tragfahigkeit sind anzugeben. Soweit erforderlich, ist nachzuweisen, dass die
Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfahigkeit des Baugrundes
der Nachbargrundstticke nicht gefahrdet werden.

(3) Die Standsicherheit kann auf andere Weise als durch statische Berechnungen
nachgewiesen werden, wenn hierdurch die Anforderungen an einen Standsicher-
heitsnachweis in gleichem Mal3e erflllt werden.

§ 11

Brandschutznachweis

(1) Far den Nachweis des Brandschutzes sind im Lageplan, in den Bauzeich-
nungen und in der Baubeschreibung, soweit erforderlich, insbesondere anzugeben:

1. das Brandverhalten der Baustoffe (Baustoffklasse) und die Feuerwiderstands-
fahigkeit der Bauteile (Feuerwiderstandsklasse) entsprechend den Benen-
nungen nach § 26 der Bremischen Landesbauordnung oder entsprechend den
Klassifizierungen der Musterverwaltungsvorschrift Technische Baubestim-
mungen des Deutschen Institutes fur Bautechnik, Anhang 4,

2. die Bauteile, Einrichtungen und Vorkehrungen, an die Anforderungen hin-
sichtlich des Brandschutzes gestellt werden, wie Brandwande und Decken,
Trennwande, Unterdecken, Installationsschachte und -kanale, Luftungs-
anlagen, Feuerschutzabschliisse und Rauchschutztiiren, Offnungen zur
Rauchableitung, einschlieBlich der Fenster nach § 35 Absatz 8 Satz 2 der
Bremischen Landesbauordnung,

3. die Nutzungseinheiten, die Brand- und Rauchabschnitte,
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4.

7.

die aus Griinden des Brandschutzes erforderlichen Abstande innerhalb und
aufRerhalb des Gebéaudes,

der erste und zweite Rettungsweg nach § 33 der Bremischen Landesbau-
ordnung, insbesondere notwendige Treppenraume, Ausgange, notwendige
Flure, mit Rettungsgeraten der Feuerwehr erreichbare Stellen einschlielich
der Fenster, die als Rettungswege nach § 33 Absatz 2 Satz 2 der Bremischen
Landesbauordnung dienen, unter Angabe der lichten Mal3e und Bristungs-
hohen,

die bemaldten Flachen fur die Feuerwehr, Zu- und Durchgénge, Zu- und
Durchfahrten, Bewegungsflachen und die Aufstellflachen fur Hubrettungs-
fahrzeuge,

die Loschwasserversorgung.

(2) Bei Sonderbauten, Mittel- und Groldggaragen mussen, soweit es fur die Beurtei-
lung erforderlich ist, zusatzlich Angaben gemacht werden insbesondere Uber:

1.

brandschutzrelevante Einzelheiten der Nutzung, insbesondere auch die
Anzahl und Art der die bauliche Anlage nutzenden Personen sowie Explo-
sions- oder erhdohte Brandgefahren, Brandlasten, Gefahrstoffe und Risiko-
analysen,

Rettungswegbreiten und -langen, Einzelheiten der Rettungswegflihrung
und -ausbildung einschlieRlich Sicherheitsbeleuchtung und -kennzeichnung,

technische Anlagen und Einrichtungen zum Brandschutz, wie Branderken-
nung, Brandmeldung, Alarmierung, Brandbekampfung, Rauchableitung,
Rauchfreihaltung,

die Sicherheitsstromversorgung,

die Bemessung der Loschwasserversorgung, Einrichtungen zur Léschwasser-
entnahme sowie die Loschwasserruckhaltung,

betriebliche und organisatorische Ma3nhahmen zur Brandverhitung, Brandbe-
kampfung und Rettung von Menschen und Tieren wie Feuerwehrplan, Brand-
schutzordnung, Werkfeuerwehr, Bestellung von Brandschutzbeauftragten und
Selbsthilfekraften, ein Konzept zur Unterstutzung von nicht zur Selbstrettung
fahigen Personen in 6ffentlich zuganglichen Gebauden,

das bestimmungsgemale Zusammenwirken sicherheitstechnischer Anlagen
nach § 2 Absatz 1 der Bremischen Anlagenprufverordnung.

Anzugeben ist auch, weshalb es der Einhaltung von Vorschriften wegen der beson-
deren Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder Raume oder wegen besonderer
Anforderungen nicht bedarf (§ 51 Satz 2 Bremische Landesbauordnung). Der Brand-
schutznachweis kann auch gesondert in Form eines objektbezogenen Brandschutz-
konzeptes dargestellt werden.
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§12
Nachweise fiir Warme-, Schall-, Erschiitterungsschutz

(1) Die Berechnungen mussen den nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften
geforderten Warme-, Schall- und Erschatterungsschutz nachweisen.

(2) Unberlhrt bleiben energierechtliche Anforderungen zum Nachweis der
Einhaltung der Anforderungen nach den entsprechenden o6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften.

§13
Ubereinstimmungsgebot

Die Bauzeichnungen, Baubeschreibungen, Berechnungen und Konstruktions-
zeichnungen sowie sonstige Zeichnungen und Beschreibungen, die den bautechni-
schen Nachweisen zugrunde liegen, mussen miteinander Ubereinstimmen und
gleiche Positionsangaben haben. Ausfertigungen in elektronischer Form mussen
hinsichtlich Umfang und Inhalt mit der Papierform Ubereinstimmen. Die Bauaufsicht
ist nicht verpflichtet, die Ubereinstimmung der Papierfassung mit der elektronischen
Form zu Uberprufen.

Teil 4
Datenschutz

§ 14
Ubermittlung personenbezogener Daten

(1) Ist die Bauaufsichtsbehdrde zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 58
Absatz 2 der Bremischen Landesbauordnung, insbesondere zur Prufung, ob ein
Vorhaben mit den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften Ubereinstimmt, auf die Sach-
kunde einer anderen Stelle im Sinne von § 69 Absatz 1 Nummer 2 der Bremischen
Landesbauordnung, eines Sachverstandigen oder einer sachverstandigen Stelle
angewiesen, darf sie die nach MalRgabe der §§ 1 bis 12 sowie sonstige auf der
Grundlage des § 71 der Bremischen Landesbauordnung erhobenen personen-
bezogenen Daten zu diesem Zweck Ubermitteln. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die
Beteiligung oder Anhérung anderer Stellen durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist
(§ 69 Absatz 1 Nummer 1 Bremische Landesbauordnung). Der Empfangerin oder
dem Empfanger eines baurechtlichen Bescheides sind die Stellen bekanntzugeben,
die personenbezogene Daten erhalten haben.

(2) Die Bauaufsichtsbehdrde hat die Ubermittiung der Daten nach Absatz 1 ohne
Nennung von Namen und Anschrift der Bauherrin oder des Bauherrn, der Grund-
stliickseigentumerin oder des Grundstlickseigentumers, der Entwurfsverfasserin oder
des Entwurfsverfassers und ohne Bezeichnung des Baugrundstlicks vorzunehmen,
wenn der Zweck der Ubermittlung auch auf diese Weise ohne Erschwerung erreicht
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werden kann und wenn die Bauherrin oder der Bauherr zusatzlich entsprechende
Bauvorlagen einreicht.

(3) Die Bauaufsichtsbehorde ist berechtigt, nach Maligabe des Absatzes 4 den
dort genannten Stellen zur Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgaben die folgenden
Daten regelmafig zu Ubermitteln:

1.
2.

5.
6.

Name und Anschrift der Bauherrin oder des Bauherrn,

Name und Anschrift der Grundstlckseigentimerin oder des Grundstlcks-
eigentumers,

Name und Anschrift der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers,

die katastermallige Bezeichnung des Baugrundstiicks mit Angabe der Stral3e
und Hausnummer,

die Bauvorlagen nach § 7 und § 9,

die Bauvorlagen nach § 6.

(4) Von den in Absatz 3 genannten Daten durfen Ubermittelt werden:

1.

uber den Eingang eines Bauantrages Daten nach Absatz 3 Nummern 1 bis 6

a) die fur die Denkmalpflege zustandige Stelle,

b) die fur die Landesarchaologie zustandige Stelle,

c) die fir die Grundstlicksentwasserung zustandige Stelle,

d) das Statistische Landesamt,

e) die fur die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen

zustandige Stelle,
f) die fUr die Aktivierung von Bautatigkeiten in Baullicken zustandige Stelle,
g) die fur den Kampfmittelraumdienst zustandige Stelle,
h) die fur den Naturschutz zustandige Stelle,

i) die fur die Spielforderung von Kindern zustandige Stelle,

)
j) die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle;

uber die Erteilung einer Baugenehmigung oder einer Genehmigungsfrei-
stellung Daten nach Absatz 3 Nummern 1 bis 5 an:

a) die Ortsamter zur Kenntnis der Beirate,

b) die fur die Denkmalpflege zustandige Stelle,

c) die fur die Landesarchéaologie zustandige Stelle,

d) die flr die Grundstlicksentwasserung und die Abfallbeseitigung zustandige

Stelle,
e) das Statistische Landesamt,
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f)

die fur die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen
zustandige Stelle,

die fur die Aktivierung von Bautatigkeiten in Baullcken zustandige Stelle,
die fur die Spielférderung von Kindern zustandige Stelle,

die fur den Naturschutz zustandige Stelle,

die fur den Vollzug des Gebaudeenergiegesetzes zustandige Stelle,

die fur die Wirtschaftsforderung zustandige Stelle,

die fur die Aufgaben der Landesvermessung und die FortfUhrung des
Liegenschaftskatasters zustandige Stelle,

die fur den Arbeits- und Immissionsschutz zustandige Stelle,
die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,

die bevollmachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevolimachtigte
Bezirksschornsteinfeger zur Durchfuhrung der Aufgaben nach § 81
Absatz 2 Satz 3 und 4 der Bremischen Landesbauordnung,

die fur die Durchfiihrung von Brandverhitungsschauen zustandige Stelle,
Wasser,- Boden- und Deichverbande,
die fur die Liegenschaftsverwaltung zustandigen Stelle,

die fur die Planung von Strom- und Fernwarmeversorgung, fur die Entwick-
lungsplanung fur das Fernmeldewesen und flr die Gasvorhaltung und die
Wasservorhaltung zustandige Stelle,

die fur die Steuererhebung zustandige Stelle fur die Einheitsbewertung des
Grundbesitzes und fur die Festsetzung der Grundsteuer,

dem Kommunalverbund Niedersachsen / Bremen zum Zwecke der Erfiil-
lung raumplanerischer Aufgaben

die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle,
die fur den Vollzug des Bremischen Solargesetzes zustandige Stelle;

3. Uber die Anzeige der Beseitigung von Anlagen Daten nach Absatz 3
Nummern 1, 2, 4 und 6 an:

die Ortsamter zur Kenntnis der Beirate,
die fur die Denkmalpflege zustandige Stelle,

die fur die Grundsticksentwasserung und die 6ffentlich-rechtliche Abfall-
entsorgung zustandige Stelle,

das Statistische Landesamt,

die fur die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen
zustandige Stelle,

die fur die Aktivierung von Bautatigkeiten in Baullicken zustandige Stelle,

die fur die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortfihrung des
Liegenschaftskatasters zustandige Stelle,

die fur Arbeits- und Immissionsschutz zustandige Stelle,
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i) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,
j)  Wasser- Boden- und Deichverbande,
k) die fur die Liegenschaftsverwaltung zustandigen Stelle,

l) die fur die Planung von Strom- und Fernwarmeversorgung, fur das Fern-
meldewesen und die fur die Gasvorhaltung und die Wasservorhaltung
zustandige Stelle zur Vorbereitung der Leitungsabtrennung vor Abbruch-
beginn,

m) die fur die Abfalliberwachung und den Bodenschutz zustandige Stelle,
n) die fur den Naturschutz zustandige Stelle,

o) die bevollmachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte
Bezirksschornsteinfeger,

p) die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle,
4. Uber den Eingang einer Baubeginnanzeige Daten nach Absatz 3 Nummern 1,
2 und 4 an:
a) die fir den Arbeits- und Immissionsschutz zustandige Stelle,
b) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,

c) die bevolimachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte
Bezirksschornsteinfeger zur Durchfuhrung der Aufgaben nach § 81
Absatz 2 Satz 3 und 4 der Bremischen Landesbauordnung

d) die fur die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortfihrung des
Liegenschaftskatasters zustandige Stelle zur Uberwachung der Gebaude-
einmessungspflicht,

e) die mit der Bekampfung der illegalen Beschaftigung befassten Behoérden,
f) die fur die Abfalluberwachung und den Bodenschutz zustandige Stelle,
g) die fir den Naturschutz zustandige Stelle,

h) die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle;

5. Uber die endgultige Fertigstellung eines nicht verfahrensfreien Vorhabens
Daten nach Absatz 3 Nummern 1, 2 und 4 an:

a) die fir die Steuererhebung zustandige Stelle fur die Einheitsbewertung des
Grundbesitzes und fur die Festsetzung der Grundsteuer,

b) die fur den Arbeitsschutz zustandige Stelle,

c) das Statistische Landesamt,

d) die fir die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen
zustandige Stelle,

e) die fir die Aktivierung von Bautatigkeiten in Baullcken zustandige Stelle,
f) die fur den Naturschutz zustandige Stelle,

g) die fir den Vollzug des Gebaudeenergiegesetzes zustandige Stelle,

h) die fur die Spielférderung von Kindern zustandige Stelle,
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i) die fur die Durchfihrung von Brandverhlitungsschauen zustandige Stelle,
j) die fur die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zustandige Stelle.

6. Uber die Eintragung einer Baulast die Ablichtung des Baulastverzeichnisses
mit Anlagen an die fur die Aufgaben der Landesvermessung und die Fort-
fuhrung des Liegenschaftskatasters zustandige Stelle,

7. Uuber die Verfugung von Nutzungsuntersagungen Daten nach Absatz 3
Nummer 1, 2 und 4 an die fir die Gewahrung von Sozialleistungen zustandi-
gen Stellen.

(5) An andere Stellen durfen abweichend von Absatz 1 und 3 Daten mit Einwilli-
gung der Bauherrin oder des Bauherrn Ubermittelt werden.

(6) Die Empfanger durfen die nach Absatz 1, 3 und 4 Ubermittelten Daten nur zu
dem Zweck nutzen, zu dem sie Ubermittelt worden sind.

(7) Die im Genehmigungsfreistellungsverfahren nach § 62 der Bremischen
Landesbauordnung bei der Gemeinde einzureichenden Bauvorlagen durfen der
ortlich zustandigen Bauaufsichtsbehdrde zur Wahrnehmung bauaufsichtlicher
Aufgaben regelmalig ubermittelt werden.

(8) Im Rahmen der Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens ist es
zulassig, die erforderlichen personenbezogenen Daten nach den Absatzen 1 bis 4
auch an andere Stellen, auch auRerhalb des Landes Bremen, zu Ubermitteln. Diese
Stellen werden im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgemacht.

Teil 5
Aufbewahrungspflicht

§ 15
Aufbewahrungspflicht

Die Bauherrin und der Bauherr und ihre oder seine Rechtsnachfolger sind ver-
pflichtet,

1. bei baugenehmigungspflichtigen Bauvorhaben die Baugenehmigung und die
Bauvorlagen,

2. bei baugenehmigungsfreigestellten Bauvorhaben die Bauvorlagen,

3. die Bescheinigungen von Prifingenieurinnen, Prufingenieuren, Prufsach-
verstandigen und

4. die Verwendbarkeitsnachweise fur Bauprodukte und Bauarten, soweit sie
Nebenbestimmungen flr den Betrieb oder die Wartung enthalten,

bis zur Beseitigung, Anderung oder Nutzungsanderung der baulichen Anlage aufzu-
bewahren und auf Verlangen der Bauaufsichtsbehorde zur Verfugung zu stellen. Die
Bauherrin oder der Bauherr und ihre oder seine Rechtsnachfolger sind verpflichtet,
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die Unterlagen nach Satz 1 bei einem Eigentumsibergang des Grundstlicks an die
jeweilige Rechtsnachfolgerin oder den jeweiligen Rechtsnachfolger zu Gbermitteln.
Die zustandige Bauaufsichtsbehérde kann im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung
entscheiden, ob und in welchem Umfang die Aufbewahrung von Bauvorlagen bei der
Bauaufsichtsbehdrde erforderlich ist.

) Teil 6
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 16
Ubergangsvorschriften

Far die vor dem 1. Januar 2023 eingeleiteten Verfahren kdnnen Bauvorlagen, die
der Bremischen Bauvorlagenverordnung vom 2. Mai 2019 (Brem.GBI. S. 368 —
2130-d-11) entsprechen, auch nach dem 1. Januar 2023 eingereicht werden.

§ 17
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Bremische Bauvorlagenverordnung vom 2. Mai 2019
(Brem.GBI. S. 368 — 2130-d-11) aulder Kraft.

Bremen, den 4. November 2022

Die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau
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Anlage 1
(zu § 7 Absatz 6 und § 8 Absatz 4 BremBauVorlV)

Zeichen und Farben fiir Bauvorlagen

Zeichen: Farbe:
1. Grenzen des Grundsticks @ ————— Violett
2. vorhandene bauliche Anlagen oder Bauteile Grau

3. geplante bauliche Anlagen oder Bauteile Rot
w
N
4. zu beseitigende bauliche Anlagen oder Bauteile Gelb
NS NS
ZA NV AN
X X
NN/
75—
5. Flachen, die von Baulasten betroffen sind Braun
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Anlage 2

(zu § 3 Nummer 5, § 4 Absatz 1 Nummer 5,
und § 10 Absatz 1 Satz 2 BremBauVorlV)

Kriterienkatalog

Sind die nachfolgenden Kriterien ausnahmslos erfillt, ist eine Prifung des Stand-
sicherheitsnachweises nicht erforderlich:

1.

Die Baugrundverhaltnisse sind eindeutig und erlauben eine Ubliche Flach-
grundung entsprechend DIN 1054. Ausgenommen sind Grindungen auf
setzungsempfindlichem Baugrund.

Bei erddruckbelasteten Gebauden betragt die Hohendifferenz zwischen Grin-
dungssohle und Erdoberflache maximal 4 m. Einwirkungen aus Wasserdruck
mussen rechnerisch nicht berucksichtigt werden.

Angrenzende bauliche Anlagen oder 6ffentliche Verkehrsflachen werden nicht
beeintrachtigt. Nachzuweisende Unterfangungen oder Baugrubensicherungen
sind nicht erforderlich.

Die tragenden und aussteifenden Bauteile gehen im Wesentlichen bis zu den
Fundamenten unversetzt durch. Ein rechnerischer Nachweis der Gebaudeaus-
steifung, auch fur Teilbereiche, ist nicht erforderlich.

Die Geschossdecken sind linienférmig gelagert und durfen fur gleichmallig
verteilte Lasten (kN/m?) und Linienlasten aus nichttragenden Wanden (kN/m)
bemessen werden. Geschossdecken ohne ausreichende Querverteilung
erhalten keine Einzellasten.

Die Bauteile der baulichen Anlage oder die bauliche Anlage selbst kbnnen mit
einfachen Verfahren der Baustatik berechnet oder konstruktiv festgelegt
werden. Raumliche Tragstrukturen missen rechnerisch nicht nachgewiesen
werden. Besondere Stabilitats-, Verformungs- und Schwingungsunter-
suchungen sind nicht erforderlich.

Aulergewdhnliche sowie dynamische Einwirkungen sind nicht vorhanden.
Beanspruchungen aus Erdbeben mussen rechnerisch nicht verfolgt werden.

Besondere Bauarten wie Spannbetonbau, Verbundbau, Leimholzbau und
geschweil3te Aluminiumkonstruktionen werden nicht angewendet.

Allgemeine Rechenverfahren zur Bemessung von Bauteilen und Tragwerken
unter Brandeinwirkung werden nicht angewendet.

Erlasst die oberste Bauaufsichtsbehérde Anwendungshinweise (Erlauterungen) zur
Konkretisierung der Kriterien, sind diese durch die Tragwerksplanerin oder den Trag-
werksplaner bei der Abgabe der Erklarung zu bertcksichtigen.
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	1. Name und Anschrift der Bauherrin oder des Bauherrn,
	2. Name und Anschrift der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers,
	3. Name und Anschrift der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers,
	4. die katastermäßige Bezeichnung des Baugrundstücks mit Angabe der Straße und Hausnummer,
	5. die Bauvorlagen nach § 7 und § 9,
	6. die Bauvorlagen nach § 6.
	1. über den Eingang eines Bauantrages Daten nach Absatz 3 Nummern 1 bis 6 an:
	a) die für die Denkmalpflege zuständige Stelle,
	b) die für die Landesarchäologie zuständige Stelle,
	c) die für die Grundstücksentwässerung zuständige Stelle,
	d) das Statistische Landesamt,
	e) die für die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen zuständige Stelle,
	f) die für die Aktivierung von Bautätigkeiten in Baulücken zuständige Stelle,
	g) die für den Kampfmittelräumdienst zuständige Stelle,
	h) die für den Naturschutz zuständige Stelle,
	i) die für die Spielförderung von Kindern zuständige Stelle,
	j) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle;

	2. über die Erteilung einer Baugenehmigung oder einer Genehmigungsfreistellung Daten nach Absatz 3 Nummern 1 bis 5 an:
	a) die Ortsämter zur Kenntnis der Beiräte,
	b) die für die Denkmalpflege zuständige Stelle,
	c) die für die Landesarchäologie zuständige Stelle,
	d) die für die Grundstücksentwässerung und die Abfallbeseitigung zuständige Stelle,
	e) das Statistische Landesamt,
	f) die für die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen zuständige Stelle,
	g) die für die Aktivierung von Bautätigkeiten in Baulücken zuständige Stelle,
	h) die für die Spielförderung von Kindern zuständige Stelle,
	i) die für den Naturschutz zuständige Stelle,
	j) die für den Vollzug des Gebäudeenergiegesetzes zuständige Stelle,
	k) die für die Wirtschaftsförderung zuständige Stelle,
	l) die für die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle,
	m) die für den Arbeits- und Immissionsschutz zuständige Stelle,
	n) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,
	o) die bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger zur Durchführung der Aufgaben nach § 81 Absatz 2 Satz 3 und 4 der Bremischen Landesbauordnung,
	p) die für die Durchführung von Brandverhütungsschauen zuständige Stelle,
	q) Wasser,- Boden- und Deichverbände,
	r) die für die Liegenschaftsverwaltung zuständigen Stelle,
	s) die für die Planung von Strom- und Fernwärmeversorgung, für die Entwicklungsplanung für das Fernmeldewesen und für die Gasvorhaltung und die Wasservorhaltung zuständige Stelle,
	t) die für die Steuererhebung zuständige Stelle für die Einheitsbewertung des Grundbesitzes und für die Festsetzung der Grundsteuer,
	u) dem Kommunalverbund Niedersachsen / Bremen zum Zwecke der Erfüllung raumplanerischer Aufgaben
	v) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle,
	w) die für den Vollzug des Bremischen Solargesetzes zuständige Stelle;

	3. über die Anzeige der Beseitigung von Anlagen Daten nach Absatz 3 Nummern 1, 2, 4 und 6 an:
	a) die Ortsämter zur Kenntnis der Beiräte,
	b) die für die Denkmalpflege zuständige Stelle,
	c) die für die Grundstücksentwässerung und die öffentlich-rechtliche Abfallentsorgung zuständige Stelle,
	d) das Statistische Landesamt,
	e) die für die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen zuständige Stelle,
	f) die für die Aktivierung von Bautätigkeiten in Baulücken zuständige Stelle,
	g) die für die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle,
	h) die für Arbeits- und Immissionsschutz zuständige Stelle,
	i) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,
	j) Wasser- Boden- und Deichverbände,
	k) die für die Liegenschaftsverwaltung zuständigen Stelle,
	l) die für die Planung von Strom- und Fernwärmeversorgung, für das Fernmeldewesen und die für die Gasvorhaltung und die Wasservorhaltung zuständige Stelle zur Vorbereitung der Leitungsabtrennung vor Abbruchbeginn,
	m) die für die Abfallüberwachung und den Bodenschutz zuständige Stelle,
	n) die für den Naturschutz zuständige Stelle,
	o) die bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger,
	p) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle,

	4. über den Eingang einer Baubeginnanzeige Daten nach Absatz 3 Nummern 1, 2 und 4 an:
	a) die für den Arbeits- und Immissionsschutz zuständige Stelle,
	b) die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft,
	c) die bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger zur Durchführung der Aufgaben nach § 81 Absatz 2 Satz 3 und 4 der Bremischen Landesbauordnung
	d) die für die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle zur Überwachung der Gebäudeeinmessungspflicht,
	e) die mit der Bekämpfung der illegalen Beschäftigung befassten Behörden,
	f) die für die Abfallüberwachung und den Bodenschutz zuständige Stelle,
	g) die für den Naturschutz zuständige Stelle,
	h) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle;

	5. über die endgültige Fertigstellung eines nicht verfahrensfreien Vorhabens Daten nach Absatz 3 Nummern 1, 2 und 4 an:
	a) die für die Steuererhebung zuständige Stelle für die Einheitsbewertung des Grundbesitzes und für die Festsetzung der Grundsteuer,
	b) die für den Arbeitsschutz zuständige Stelle,
	c) das Statistische Landesamt,
	d) die für die Fortschreibung der Wohnungsbaukonzeption im Lande Bremen zuständige Stelle,
	e) die für die Aktivierung von Bautätigkeiten in Baulücken zuständige Stelle,
	f) die für den Naturschutz zuständige Stelle,
	g) die für den Vollzug des Gebäudeenergiegesetzes zuständige Stelle,
	h) die für die Spielförderung von Kindern zuständige Stelle,
	i) die für die Durchführung von Brandverhütungsschauen zuständige Stelle,
	j) die für die Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum zuständige Stelle.

	6. über die Eintragung einer Baulast die Ablichtung des Baulastverzeichnisses mit Anlagen an die für die Aufgaben der Landesvermessung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle,
	7. über die Verfügung von Nutzungsuntersagungen Daten nach Absatz 3 Nummer 1, 2 und 4 an die für die Gewährung von Sozialleistungen zuständigen Stellen.
	Teil 5 Aufbewahrungspflicht
	Aufbewahrungspflicht

	1. bei baugenehmigungspflichtigen Bauvorhaben die Baugenehmigung und die Bauvorlagen,
	2. bei baugenehmigungsfreigestellten Bauvorhaben die Bauvorlagen,
	3. die Bescheinigungen von Prüfingenieurinnen, Prüfingenieuren, Prüfsachverständigen und
	4. die Verwendbarkeitsnachweise für Bauprodukte und Bauarten, soweit sie Nebenbestimmungen für den Betrieb oder die Wartung enthalten,
	Teil 6 Übergangs- und Schlussvorschriften
	Übergangsvorschriften
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	Anlage 1
	(zu § 7 Absatz 6 und § 8 Absatz 4 BremBauVorlV)
	Zeichen und Farben für Bauvorlagen
	Anlage 2
	(zu § 3 Nummer 5, § 4 Absatz 1 Nummer 5,  und § 10 Absatz 1 Satz 2 BremBauVorlV)
	Kriterienkatalog
	1. Die Baugrundverhältnisse sind eindeutig und erlauben eine übliche Flachgründung entsprechend DIN 1054. Ausgenommen sind Gründungen auf setzungsempfindlichem Baugrund.
	2. Bei erddruckbelasteten Gebäuden beträgt die Höhendifferenz zwischen Gründungssohle und Erdoberfläche maximal 4 m. Einwirkungen aus Wasserdruck müssen rechnerisch nicht berücksichtigt werden.
	3. Angrenzende bauliche Anlagen oder öffentliche Verkehrsflächen werden nicht beeinträchtigt. Nachzuweisende Unterfangungen oder Baugrubensicherungen sind nicht erforderlich.
	4. Die tragenden und aussteifenden Bauteile gehen im Wesentlichen bis zu den Fundamenten unversetzt durch. Ein rechnerischer Nachweis der Gebäudeaussteifung, auch für Teilbereiche, ist nicht erforderlich.
	5. Die Geschossdecken sind linienförmig gelagert und dürfen für gleichmäßig verteilte Lasten (kN/m2) und Linienlasten aus nichttragenden Wänden (kN/m) bemessen werden. Geschossdecken ohne ausreichende Querverteilung erhalten keine Einzellasten.
	6. Die Bauteile der baulichen Anlage oder die bauliche Anlage selbst können mit einfachen Verfahren der Baustatik berechnet oder konstruktiv festgelegt werden. Räumliche Tragstrukturen müssen rechnerisch nicht nachgewiesen werden. Besondere Stabilität...
	7. Außergewöhnliche sowie dynamische Einwirkungen sind nicht vorhanden. Beanspruchungen aus Erdbeben müssen rechnerisch nicht verfolgt werden.
	8. Besondere Bauarten wie Spannbetonbau, Verbundbau, Leimholzbau und geschweißte Aluminiumkonstruktionen werden nicht angewendet.
	9. Allgemeine Rechenverfahren zur Bemessung von Bauteilen und Tragwerken unter Brandeinwirkung werden nicht angewendet.

